
GERICHT 

Klage, eingereicht am 2. Dezember 2013 — Wolverine 
International/HABM — BH Stores (cushe) 

(Rechtssache T-642/13) 

(2014/C 85/34) 

Sprache der Klageschrift: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: Wolverine International, LP (Grand Cayman, Cayman 
Islands) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte M. Plesser und 
R. Heine) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: BH Stores 
BV (Curaçao, Niederländische Antillen) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 30. September 2013 in der Sache 
R 1269/2012-4 aufzuheben; 

— den Antrag auf Nichtigerklärung zurückzuweisen; 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Eingetragene Gemeinschaftsmarke, deren Nichtigerklärung beantragt 
wurde: Bildmarke mit dem Wortbestandteil „cushe“ für Waren 
der Klasse 25 — Internationale Registrierung Nr. 859 087 mit 
Benennung der Europäischen Union. 

Inhaberin der Gemeinschaftsmarke: Klägerin. 

Antragstellerin im Nichtigkeitsverfahren: Andere Beteiligte im Ver­
fahren vor der Beschwerdekammer. 

Begründung des Antrags auf Nichtigerklärung: Verwechslungsgefahr 
nach Art. 53 Abs. 1 Buchst. a in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1 
Buchst. b der Verordnung Nr. 207/2009. 

Entscheidung der Nichtigkeitsabteilung: Zurückweisung des Antrags 
auf Nichtigerklärung. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Aufhebung der angefochte­
nen Entscheidung und Nichtigerklärung der angefochtenen in­
ternationalen Registrierung mit Benennung der Europäischen 
Union. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 8 Abs. 1 Buchst. b und Art. 57 
Abs. 2 und 3 der Verordnung Nr. 207/2009. 

Klage, eingereicht am 13. Dezember 2013 — AEMN/ 
Parlament 

(Rechtssache T-678/13) 

(2014/C 85/35) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Allianz der Nationalen Bewegungen 
(AEMN) (Matzenheim, Frankreich) (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt: J.-P. Le Moigne) 

Beklagter: Europäisches Parlament 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung Nr. 110655 vom 14. Oktober 2013 für 
nichtig zu erklären, mit der die endgültige Finanzhilfe, die 
das Europäische Parlament ihr für das Jahr 2012 gewährt 
hat, auf 186 292,12 Euro festgesetzt und infolgedessen ent­
schieden wurde, dass sie einen Betrag von 45 476,00 Euro 
zurückzuerstatten habe, da ihr bereits ein Betrag von 
231 412,80 Euro gewährt worden sei; 

— das Europäische Parlament zu verurteilen, sämtliche Kosten 
zu tragen und zu diesem Zweck 20 000,00 Euro an sie zu 
zahlen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin vier Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Unzuständigkeit des Urhebers des Rechts­
akts, da dessen Unterzeichner nicht die Befugnis übertragen 
worden sei, die angefochtene Entscheidung zu treffen, zu 
unterzeichnen und mitzuteilen.
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2. Zweiter Klagegrund: Verletzung wesentlicher Formvorschrif­
ten, da das Parlament der Klägerin nicht die Möglichkeit 
eingeräumt habe, zu den festgestellten Unregelmäßigkeiten 
Stellung zu nehmen. 

3. Dritter Klagegrund: Verstoß gegen die Rechtsstaatlichkeit, da 

— Sacheinlagen eine rechtmäßige Finanzierungsweise dar­
stellten; 

— der Haushalt der Klägerin gegenüber dem der anderen 
europäischen politischen Parteien diskriminierend behan­
delt worden sei; 

— das Recht, vor dem Erlass einer nachteiligen individuel­
len Maßnahme angehört zu werden, nicht beachtet wor­
den sei. 

4. Vierter Klagegrund: Missbrauch von Befugnissen, da das Par­
lament finanzielle Beschränkungen benutzt habe, um die 
Handlungsmöglichkeiten einer politischen Partei, deren 
Ideale eine Reihe seiner Mitglieder nicht teile, einzuschrän­
ken. 

Klage, eingereicht am 16. Dezember 2013 — AEMN/ 
Parlament 

(Rechtssache T-679/13) 

(2014/C 85/36) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Allianz der Nationalen Bewegungen 
(AEMN) (Matzenheim, Frankreich) (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt J.-P. Le Moigne) 

Beklagter: Europäisches Parlament 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die teilweise durch die Entscheidung vom 14. Oktober 2013 
neu gefasste Entscheidung des Europäischen Parlaments vom 
7. Oktober 2013 für nichtig zu erklären, mit der die end­
gültige Finanzhilfe, die das Europäischen Parlament ihr für 
das Jahr 2012 gewährt hat, auf 186 292,12 Euro festgesetzt 
und infolgedessen entschieden wurde, dass sie einen Betrag 
von 45 476,00 Euro rückzuerstatten habe, da ihr bereits ein 
Betrag von 231 412,80 Euro gewährt worden sei; 

— das Europäische Parlament zu verurteilen, sämtliche Kosten 
zu tragen und zu diesem Zweck 20 000,00 Euro an sie zu 
zahlen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin vier Klagegründe 
geltend, die im Wesentlichen mit den in der Rechtssache 
T-678/13, AEMN/Parlament, geltend gemachten Klagegründen 
identisch oder diesen ähnlich sind. 

Klage, eingereicht am 20. Dezember 2013 — Bilbaína de 
Alquitranes u. a./Kommission 

(Rechtssache T-689/13) 

(2014/C 85/37) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerinnen: Bilbaína de Alquitranes, SA (Luchana-Baracaldo, 
Vizcaya, Spanien); Deza, a.s. (Valašské Meziříčí, Tschechische 
Republik); Industrial Química del Nalón, SA (Oviedo, Spanien); 
Koppers Denmark A/S (Nyborg, Dänemark); Koppers UK Ltd 
(Scunthorpe, Vereinigtes Königreich); Koppers Netherlands BV 
(Uithoorn, Niederlande); Rütgers basic aromatics GmbH (Cas­
trop-Rauxel, Deutschland); Rütgers Belgium NV (Zelzate, Bel­
gien); Rütgers Poland Sp. z o.o. (Kędzierzyn-Koźle, Polen); Baw­
try Carbon International Ltd (Doncaster, Vereinigtes Königreich); 
Grupo Ferroatlántica, SA (Madrid, Spanien); SGL Carbon GmbH 
(Meitingen, Deutschland); SGL Carbon GmbH (Bad Goisern am 
Hallstättersee, Österreich); SGL Carbon (Passy, Frankreich); SGL 
Carbon, SA (La Coruña, Spanien); SGL Carbon Polska S.A. (Ra­
cibórz, Polen); ThyssenKrupp Steel Europe AG (Duisburg, 
Deutschland) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte K. Van 
Maldegem und C. Mereu) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerinnen beantragen, 

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären; 

— den angefochtenen Rechtsakt für nichtig zu erklären, soweit 
er KTPHT als H400 und H410 einstuft; 

— der Kommission die Kosten dieses Verfahrens aufzuerlegen.

DE 22.3.2014 Amtsblatt der Europäischen Union C 85/21


	Klage, eingereicht am 2. Dezember 2013 — Wolverine International/HABM — BH Stores (cushe)  (Rechtssache T-642/13)
	Klage, eingereicht am 13. Dezember 2013 — AEMN/ Parlament  (Rechtssache T-678/13)
	Klage, eingereicht am 16. Dezember 2013 — AEMN/ Parlament  (Rechtssache T-679/13)
	Klage, eingereicht am 20. Dezember 2013 — Bilbaína de Alquitranes u. a./Kommission  (Rechtssache T-689/13)

